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A. Einleitung 

Die jahrzehntealte1 und in den siebziger Jahren eskalierte Aus-
einandersetzung um die "Macht der Banken" soll mit der vorliegenden 
Arbeit nicht durch einen weiteren Beitrag fortgesetzt werden. Ihr liegt 
ein anderer Ansatz zugrunde. 

Bei der Schaffung des Kartellgesetzes im Jahre 1957, das noch keine 
Konzentrationskontrolle kannte, wurden die Kreditinstitute als eine 
von mehreren Branchen von wichtigen Normen des GWB ausgenom-
men und lediglich einer Mißbrauchsaufsicht unterstellt. Der Gesetz-
geber der zweiten GWB-Novelle 1973, mit der die Fusionskontrolle 
geschaffen wurde, hat diese Entscheidung nicht wiederholt. Dies ist 
bemerkenswert, da die Konzentrationskontrolle eine mindestens ebenso 
große Bedeutung besitzt wie das Kartellverbot. Das "Konzentrations-
privileg"2 hätte eine andere Entscheidung näher gelegt. Die Frag-
würdigkeit der Schaffung des Ausnahmebereiches 1957 wird auch 
hierdurch deutlich. 

Gleichzeitig wird klar, daß Kreditinstitute der Fusionskontrolle 
grundsätzlich unterliegen. Eine begrenzte Privilegierung stellt die 
sog. "Bankenklausel" (§ 23 Abs.3 Satz 2) dar. Kreditinstitute sind, wie 
Unternehmen anderer Branchen auch, konzentrationsmäßig häufig 
involviert. Von daher ist es reizvoll zu untersuchen, ob diese Betrof-
fenheit durch die den Banken zugeschriebenen "Machtmittel" größer 
ist, als gemeinhin angenommen wird und ob bzw. wie diese Mittel im 
System der Fusionskontrolle des GWB einzuordnen sind. 

1 Vgl. bereits Jakob Riesser, Die deutschen Großbanken und ihre Konzen-
tration im Zusammenhang mit der Entwicklung der Gesamtwirtschaft in 
Deutschland, 4. Auflage, Jena 1912. 

I Hierzu Immenga in Immenga/Mestmäcker § 1 Rdnr. 506. 

2 Purrucker 



B. Die Rolle der Banken bei Fusionen 

I. Vorbemerkung 

Die Art der Rolle, die Banken bei Fusionen mit anderen Banken, bei 
Fusionen mit Nichtbanken und bei solchen zwischen Nichtbanken 
spielen, wird nur dann richtig erfaßt, wenn die Gründe, aus denen 
heraus Banken fusions aktiv sind, bestimmt werden. Diese Bestim-
mungsgründe sollen im folgenden beschrieben werden. Der vereinzelt 
anzutreffende Hinweis, Banken würden ihre Motive - gerade was den 
Erwerb von Nichtbankenbeteiligungen betrifft - nicht immer offen-
legen1, führt zu keinen methodischen Schwierigkeiten. Die Stellung der 
Banken als auf Gewinnerzielung ausgerichtete (Publikums-)Dienst-
leistungsunternehmen2 bedingt eine Zentrierung aller Bestimmungs-
gründe auf bankwirtschaftliche Interessen3, soweit Zusammenschlüsse 
nicht durch hoheitliche Maßnahmen veranlaßt sind. 

11. Zusammenschlüsse zwischen Banken 

1. Umfang der Banken - Banken-Beteiligungen 

Berechnungen der Bankenstrukturkommission zufolge, hielten Ende 
1974 Kreditinstitute insgesamt 402 Beteiligungen (Anteile von 10 % und 
darüber) an anderen Kreditinstituten4 • Davon entfielen knapp 60 % auf 
Kreditbanken (Großbanken, Regionalbanken und sonstige Kreditban-
ken sowie Privatbankiers), 26 % auf den Sparkassensektor sowie etwa 
12 % auf den Genossenschaftssektor5• Diese Momentaufnahme der Ver-
teilung auf die einzelnen Bankengruppen von Ende 1974 stimmt im 
wesentlichen mit der Entwicklung in den Jahren 76/77 überein: an den 
in diesem Zeitraum gem. § 23 GWB dem BKartA angezeigten 40 Inter-
bankzusammenschlüssen waren zu 65 % Kreditbanken, zu 20 % Giro-
zentralen und Sparkassen sowie zu 15 % der Genossenschaftssektor 

1 Dick, Empirische Untersuchung der Nichtbankenbeteiligungen, S. 37. 
2 Moesch/Simmert, Banken, S. 69. 
3 Immenga, Beteiligungen von Banken in anderen Wirtschaftszweigen, 

S.60. 
« Bankenstrukturkommission, übersicht I 1 - I 7, S. 501. 
5 Bankenstrukturkommission, S. 501. 
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beteiligt8• Die Unternehmen, an denen Beteiligungen erworben wurden, 
gehörten dabei zu 57 % in die Gruppe der kleinen Institute (bis 
49,99 Mio. DM Bilanzsumme) und zu 43 % in die Gruppe der mittleren 
Institute (Bilanzsumme von 50 Mio. bis unter 1 Mrd. DM). Dagegen wur-
den in den Jahren 1973 -1975 zu 70 % Beteiligungen an mittleren 
Instituten und zu 25 % Beteiligungen an großen Banken (Bilanzsumme 
1 Mrd. DM oder mehr) erworben7 • Es zeigt sich also eine deutliche 
Tendenz zum Beteiligungserwerb an kleinen und mittleren Kredit-
instituten8• 

2. Bestimmungsgründe 

Die von der Bankenstrukturkommission referierten Verteidiger von 
Anteilsbesitz an Kreditinstituten verweisen zur Begründung auf "be-
triebswirtschaftliche Notwendigkeiten", wie "Stärkung des Leistungs-
potentials" , "Erweiterung der Angebotspalette" sowie "Verbesserung 
der Kostenstruktur"9. Tatsächlich ist eine Vielzahl von Beteiligungen 
aus Gründen der Leistungssteigerung und Leistungsausweitung durch-
geführt wOI"den; jedoch ergibt sich bei genauerer Analyse ein dif-
ferenzierteres Bild. 

a) Entstehung der Westdeutschen Landesbank10 

Aufschluß gibt hier zunächst ein Rückblick auf die Entstehung der 
Westdeutschen Landesbank am 1. Januar 1969. Sie ist aus einer Fusion 
der Rheinischen Girozentrale und Provinzialbank, Düsseldorf, mit der 
Landesbank für Westfalen Girozentrale Münster, hervorgegangen. Die 
Girozentralen, Körperschaften des öff. Rechts, sind die regionalen 
Zentralinstitute der Sparkassen. Ihre Tätigkeit wiI"d im wesentlichen 
durch folgende Aufgaben charakterisiert: Zum einen stellen die Landes-
banken (Girozentralen) Bindeglieder zwischen den Sparkassen und der 
Deutschen Girozentrale (FrankfurtjMain) dar. Die Eigenschaft als Haus-
bank für die Länder kommt hinzu ("Staatsbanken"). Wesentlich ist die 
Unterstützung der Sparkassen bei der Abwicklung des bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs sowie die übernahme von Geschäften, die über den 
rechtlichen oder tatsächlichen Rahmen der einzelnen Sparkasse hin-
ausgehen (größere Kredite; Außenhandelsgeschäft etc.). 

8 MK Hauptgutachten II 1976/77, Tabelle 15, S. 316. 
7 MK Hauptgutachten II 1976/77, Tabelle 17, S. 318. 
8 MK Hauptgutachten 11 1976/77, Tz. 562. 
9 Bankenstrukturkommission, Rdnr.291. 
10 Vgl. hierzu ausführlich Stein Die Fusion der Girozentralen in Nord-

rhein-Westfalen. 

2' 


